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Liebe Leserin, 
lieber Leser,

Reiner Ehlers – Steuerberater/Diplom-Finanzwirt (FH)
Geschäftsführer LVB  

Dezember 2019

wir haben Sie in den vergangenen Jahren in unserem  
monatlichen Newsletter „kompakt“ zuverlässig über 
wichtige Änderungen rund um das Thema Steuern infor-
miert. Über 5.000 Exemplare unseres Newsletters werden 
im Monat gedruckt, versendet oder in elektronischer 
Form an unsere Mandanten verteilt. 

Nach über 20 sehr erfolgreichen Jahren werden wir 
unseren Newsletter nunmehr redaktionell grundlegend 
überarbeiten. Unsere Informationen an Sie sollen relevan-
ter, moderner und vor allem interaktiver werden. Natür-
lich werden wir Sie auch in Zukunft weiterhin über alle
wesentlichen Neuerungen im Steuerrecht informieren. 
Wir werden dies aber ergänzen um interessante und 
aktuelle Themen aus den Bereichen Wirtschaft und Recht 
sowie Neuerungen aus unserem Kanzleialltag. 

Damit sind auch einige Umstellungen verbunden: der 
Turnus des Erscheinens wird von monatlich auf quartals-
weise umgestellt und der Versand an Sie erfolgt zukünftig 
im Wesentlichen elektronisch. Das spart Ressourcen und 
ermöglicht zudem eine bessere Suche bzw. Verknüpfung 
zu ähnlichen und verwandten Themen. Alle Neuigkeiten 
und Änderungen finden Sie zukünftig unabhängig von 
dem Newsletter tagesaktuell auf unserer Homepage.

Die erste Ausgabe unseres neuen Newsletters wird im 
März des kommenden Jahres erscheinen. Bleiben Sie 
gespannt!

Wir wünschen Ihnen viel Freude beim Lesen unseres 
Newsletters.

Termine Januar 2020*

Steuerart	 Fälligkeit  	 	Ende der Schonfrist bei Zahlung 
			  durch Überweisung1	   Scheck2

Lohnsteuer, Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag3	 10. 1. 2020	 13. 1. 2020	 7. 1. 2020
Kapitalertragsteuer	
Solidaritätszuschlag
Umsatzsteuer4	 10. 1. 2020	 13. 1. 2020	 7. 1. 2020
Sozialversicherung5	 29. 1. 2020	 entfällt	 entfällt

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

➔  Einkommensteuer ....…………………………………………

Ob und inwieweit Reisekosten steuerlich zu berücksichtigen 
sind, hängt davon ab, ob die Reise beruflich bzw. betrieblich 
veranlasst ist.
In einem vom Finanzgericht Münster entschiedenen Fall hatte 
ein Steuerberater in Begleitung seiner Ehefrau an internationalen 
Konferenzen teilgenommen. Im Anschluss an die Veranstaltun-
gen machten die Eheleute an den Tagungsorten noch einige Tage 
Urlaub. Der Steuerberater machte die gesamten Reisekosten als 
Betriebsausgaben geltend. Er begründete dies damit, dass seine 
Ehefrau ihn bei seiner Tätigkeit unterstützt habe, z.  B. durch 
Kontaktpflege zu Mandanten und Kollegen.
Das Gericht entschied, dass die Aufwendungen, die auf die be-
gleitende Ehefrau entfielen, nicht als Betriebsausgaben abzugs-
fähig seien. Es handele sich dabei um private Aufwendungen. 
Die Unterstützung der Ehefrau gehe nicht über das Maß an 
Unterstützungsleistungen hinaus, die das bürgerliche Recht von 
Eheleuten verlange. Die Begleitung der Ehefrau an touristisch 
attraktive Orte mit hohem Freizeitwert und die Verbindung mit 
einem privaten Urlaub sei vorrangig durch die Rolle als Ehefrau 
veranlasst. Eine etwaige berufliche Veranlassung trete dahinter 
als unbedeutend zurück.
Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise abschließend ent-
scheiden.

Mit Ehefrau auf Dienstreise
Keine Betriebsausgaben

*Erklärungen siehe Seite 4

Zum Weihnachtsfest wünschen 
wir Ihnen besinnliche Stunden.

Zum Jahreswechsel Heiterkeit 
und Frohsinn.

Für das neue Jahr Gesundheit, 
Glück und Erfolg!

Herzliche Grüße

„Die Zukunft hängt davon ab, was wir heute tun.”
Mahatma Gandhi

LVB
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Alle Kaufleute, die nach den handelsrechtlichen oder steuerlichen 
Vorschriften Bücher führen und im Laufe des Wirtschaftsjahrs 
keine permanente Inventur vornehmen, müssen zum Ende des 
Wirtschaftsjahrs Bestandsaufnahmen vornehmen. Diese sind eine 
Voraussetzung für die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung des 
Unternehmens und müssen zum Bilanzstichtag erfolgen.
Steuerliche Teilwertabschreibungen können nur bei voraus-
sichtlich dauernder Wertminderung vorgenommen werden. 
Diese Voraussetzungen müssen zu jedem Bilanzstichtag neu 
nachgewiesen werden. Das ist bei der Inventurdurchführung 
zu berücksichtigen.
Eine Fotoinventur ist nicht zulässig. Aufgrund der oft sehr zeit-
aufwendigen Inventurarbeiten, insbesondere bei den Roh-, Hilfs-, 
und Betriebsstoffen, den Fabrikaten und Handelswaren, gibt es 
aber zeitliche Erleichterungen für die Inventurarbeiten:
n	 Bei der sog.  zeitnahen Inventur können die Bestands-

aufnahmen innerhalb von zehn Tagen vor oder nach dem 
Bilanzstichtag stattfinden. Zwischenzeitliche Bestandsver-
änderungen durch Einkäufe oder Verkäufe sind anhand von 
Belegen oder Aufzeichnungen zuverlässig festzuhalten.

n	 Bei der zeitlich verlegten Inventur können die Bestands-
aufnahmen innerhalb der letzten drei Monate vor oder der 
ersten zwei Monate nach dem Bilanzstichtag vorgenom-
men werden. Diese Inventur erfordert eine wertmäßige 
Fortschreibung bzw. eine wertmäßige Rückrechnung der 
durch die Inventur ermittelten Bestände zum Bilanzstichtag. 
Eine nur mengenmäßige Fortschreibung bzw. Rückrechnung 
reicht nicht aus. Für Bestände, die durch Schwund, Verderb 
und ähnliche Vorgänge unvorhersehbare Abgänge erleiden 
können und für besonders wertvolle Güter ist nur die Stich-
tagsinventur zulässig. Zu beachten ist ebenfalls, dass Steu-
ervergünstigungen, wie das Verbrauchsfolgeverfahren, die 
auf die Zusammensetzung der Bestände am Bilanzstichtag 
abstellen, nicht in Anspruch genommen werden können.

n	 Bei der sog. Einlagerungsinventur mit automatisch ge-
steuerten Lagersystemen (z. B. nicht begehbare Hochregal-
lager) erfolgt die Bestandsaufnahme laufend mit Ein- und 
Auslagerung der Ware. Soweit Teile des Lagers während des 
Geschäftsjahrs nicht bewegt worden sind, ist diese Handha-
bung ggf. mit erhöhtem Aufwand verbunden.

n	 Das Stichproben-Inventurverfahren erlaubt eine Inventur 
mit Hilfe anerkannter mathematischstatistischer Methoden 
aufgrund von Stichproben. Die Stichprobeninventur muss 
den Aussagewert einer konventionellen Inventur haben. Das 
ist der Fall, wenn ein Sicherheitsgrad von 95 % erreicht und 
relative Stichprobenfehler von 1 % des gesamten Buchwerts 
nicht überschritten werden. Hochwertige Güter und Gegen-
stände, die einem unkontrollierten Schwund unterliegen, sind 
nicht in dieses Verfahren einzubeziehen.

n	 Das Festwertverfahren kann auf Sachanlagen und Roh-, 
Hilfs- und Betriebsstoffe angewendet werden. Voraussetzung 
ist, dass die Gegenstände im Gesamtwert für das Unterneh-
men von nachrangiger Bedeutung sind, sich der Bestand in 
Größe, Zusammensetzung und Wert kaum verändert und die 

➔  Einkommensteuer……………………………………

Bestimmungen zur Inventur am Bilanzstichtag

Gegenstände regelmäßig ersetzt werden. Eine körperliche 
Inventur ist bei diesen Gegenständen in der Regel alle drei 
Jahre oder bei wesentlichen Mengenänderungen sowie bei 
Änderung in der Zusammensetzung vorzunehmen.

n	 Wird das Verfahren der permanenten Inventur angewen-
det, ist darauf zu achten, dass bis zum Bilanzstichtag alle 
Vorräte nachweislich einmal aufgenommen worden sind.

Bei der Bestandsaufnahme sind alle Wirtschaftsgüter lücken-
los und vollständig zu erfassen. Die Aufzeichnungen sind so 
zu führen, dass eine spätere Nachprüfung möglich ist. Es ist 
zweckmäßig, die Bestandsaufnahmelisten so zu gliedern, dass 
sie den räumlich getrennt gelagerten Vorräten entsprechen. Der 
Lagerort der aufgenommenen Wirtschaftsgüter ist zu vermerken. 
Die Bestandsaufnahmelisten sind von den aufnehmenden Per-
sonen abzuzeichnen. Es kann organisatorisch notwendig sein, 
die Bestandsaufnahmen durch ansagende Personen und auf-
schreibende Mitarbeiter vorzunehmen. Inventuranweisungen, 
Aufnahmepläne, Originalaufzeichnungen und die spätere 
Reinschrift der Bestandsaufnahmelisten sind aufzubewahren.
Fremde Vorräte, z. B. Kommissionswaren oder berechnete, vom 
Kunden noch nicht abgeholte Waren oder Fabrikate sind getrennt 
zu lagern, um Inventurfehler zu vermeiden. Fremdvorräte müs-
sen nur erfasst werden, wenn der Eigentümer einen Nachweis 
verlangt. Sie sollten jedoch in diesem Fall unter besonderer 
Kennzeichnung aufgenommen werden.
Eigene Vorräte sind immer zu erfassen. Das schließt minderwer-
tige und mit Mängeln behaftete Vorräte ebenso ein wie rollende 
oder schwimmende Waren. Bei unfertigen Erzeugnissen muss zur 
späteren Ermittlung der Herstellungskosten der Fertigungsgrad 
angegeben werden. Dabei ist an verlängerte Werkbänke 
(Fremdbearbeiter) und die Werkstattinventur zu denken.
Alle Forderungen und Verbindlichkeiten des Unternehmens sind 
zu erfassen. Das gilt auch für Besitz- und Schuldwechsel. Es sind 
entsprechende Saldenlisten zu erstellen. Bargeld in Haupt- und 
Nebenkassen ist durch Kassensturz zu ermitteln.
Zur Inventurerleichterung können Hilfsmittel (z. B. Diktiergeräte) 
verwendet werden. Besprochene Tonbänder können gelöscht 
werden, sobald die Angaben in die Inventurlisten übernommen 
und geprüft worden sind.
Hinweis: In Zweifelsfällen sollte der Steuerberater gefragt werden.
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Kapitalabfindung aus Altersvorsorge

Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten können unter bestimm-
ten Voraussetzungen mit einem ermäßigten Steuersatz besteuert 
werden. Ein Mann hatte einen zertifizierten Altersvorsorgevertrag 
als Banksparplan abgeschlossen. Darin war vorgesehen, die 
Kleinbetragsrente durch Kapitalabfindung auszuzahlen. 2013 
erhielt der Mann dann eine Kapitalabfindung von 7.518 €. Davon 
beruhten 6.915 € auf geförderten Eigenleistungen sowie Zinsen. 
Das Finanzamt besteuerte diesen Teilbetrag in vollem Umfang. 
Der Bundesfinanzhof stellte hingegen fest, dass eine ermäßigte 
Besteuerung in Frage kommen kann. Die einmalige Kapitalabfin-
dung des Anspruchs auf laufende Altersbezüge ist als Vergütung 
für eine mehrjährige Tätigkeit (Leistung von Beiträgen) anzusehen. 
Ferner müssen die Einkünfte außerordentlich sein. Hierfür ist 
entscheidend, dass eine solche Zusammenballung der Einkünfte 
atypisch ist. Ob in dem konkreten Vertrag die Möglichkeit einer 
Kapitalabfindung bereits von Anfang an vorgesehen war oder 
nicht, hat für die Beurteilung nur indizielle Bedeutung. Unter 
diesem Gesichtspunkt muss das Finanzgericht nun die „Außer-
ordentlichkeit“ prüfen.
Hinweis: Mit Wirkung ab 1.  Januar  2018 wurde die Steuer-
satzermäßigung für Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen neu 
geregelt.

Während Schuldzinsen für ein Darlehn zum Erwerb einer ver-
mieteten Immobilie steuerlich als Werbungskosten abzugsfähig 
sind, gilt dies nicht für eine eigengenutzte Immobilie. Wird 
z. B. ein Zweifamilienhaus angeschafft, in dem eine Wohnung 
eigengenutzt und die andere fremdvermietet wird, kann durch 
eine geschickte Kaufvertrags und Finanzierungsgestaltung das 
eingesetzte Eigenkapital der eigengenutzten Wohnung zuge-
ordnet werden, sodass gezahlte Schuldzinsen ganz oder zum 
großen Teil auf die vermietete Wohnung entfallen und die 
Steuerlast mindern. Hierfür ist es erforderlich, dass der Kaufpreis 
für die beiden Gebäudeteile im Notarvertrag getrennt vereinbart 
und bezahlt wird. Dabei muss der auf die vermietete Wohnung 
entfallende Kaufpreis nachweislich durch ein gesondertes Dar-
lehn bezahlt werden. Wird der gesamte Kaufpreis allerdings in 
einer Summe von einem Bankkonto bezahlt, auf das vorher das 
Darlehn ausgezahlt wurde, kann das Darlehn nach einem Urteil 
des Bundesfinanzhofs nicht mehr ausschließlich der vermieteten 
Wohnung zugeordnet werden, weil sich Eigen und Fremdkapital 
vermischt haben.
Tipp: Die Gestaltung sollte mit dem steuerlichen Berater frühzei-
tig abgesprochen werden. Sie ist auch bei der Herstellung einer 
gemischt genutzten Immobilie möglich.

In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall hatte eine selbst-
ständige Rentenberaterin in ihren Steuererklärungen freiberufliche 
Einkünfte aus ihrer Tätigkeit erklärt. Dem folgte das Finanzamt nicht 
und qualifizierte die Einkünfte in solche aus Gewerbebetrieb um.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung des Finanzamts. 
Das Einkommensteuergesetz zählt zur Bestimmung des Begriffs 
der freiberuflichen Tätigkeit verschiedene sog. Katalogberufe, wie 
z.  B. den Beruf des Rechtsanwalts oder Steuerberaters, auf und 
erweitert diese Aufzählung um „ähnliche Berufe“. Den Maßstab 
für die Vergleichbarkeit geben die Katalogberufe vor. Eine Prüfung 
muss sich in sachgerechter Weise sowohl auf die Vergleichbarkeit 
der Ausbildung als auch der Tätigkeit erstrecken. Allein der Um-
stand, dass Rentenberater eine Tätigkeit ausüben, die auch von 
Rechtsanwälten wahrgenommen wird, begründet keine Ähnlichkeit 
zu diesem Beruf. Auch übt ein Rentenberater keine selbstständige 
fremdnützige Tätigkeit in einem fremden Geschäftskreis aus, wie es 
für Testamentsvollstrecker, Vermögensverwalter oder Aufsichtsrats-
mitglieder prägend ist.

Rentenberater
Gewerbe oder Freiberufler?

Gemischt genutzte 
Immobilie

Zuordnung 
der 
Schuldzinsen

➔  Einkommensteuer …………………

Ermäßigter Steuersatz

Bilanzierende Unternehmer müssen ein erhaltenes unverzinsliches 
Darlehn für betriebliche Zwecke gewinnerhöhend abzinsen. Der 
gesetzliche Zinssatz für die steuerrechtliche Abzinsung beträgt 5,5 % 
pro Jahr. Einwände gegen die Höhe des Zinssatzes für das Jahr 2010 
wies der Bundesfinanzhof nun zurück. Dem Gesetzgeber steht ein 
weitreichender Entscheidungsspielraum für Steuergegenstand und 
Steuersatz zu. Zwar müssen Typisierungen in einem angemessenen 
Verhältnis zu der damit verbundenen Belastungsgleichheit stehen 
und sich realitätsgerecht am typischen Fall orientieren. Ein Zinssatz, 
der sich evident von der realitätsgerechten Verzinsung am Markt 
entfernt, genügt dem nicht.
Für das Jahr 2010 hat sich aber noch kein strukturelles niedriges 
Marktzinsniveau verfestigt, das den Gesetzgeber verpflichtet hätte, 
von dem typisierenden Zinssatz von 5,5 % abzurücken. Damit ist 
das Verbot der Übermaßbesteuerung nicht berührt.
Hinweis: Die Entscheidung betrifft ausdrücklich nur das Jahr 2010. 
Für spätere Jahre, in denen sich das Zinsniveau auf niedrigem Niveau 
verfestigt hat, könnte der Bundesfinanzhof anders entscheiden.

In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall hatte ein Gastwirt 
seine Betriebseinnahmen mit einer elektronischen Registrierkasse 
erfasst. Er hatte aber weder alle Kassenabschlussbelege (sog. ZBons) 
aufbewahrt, noch war die Registrierkasse so eingestellt, dass die 
Minderung der Tageseinnahmen durch Stornierungen im ZBon 
ausgewiesen wurde. Hierdurch war die Buchführung formell nicht 
mehr ordnungsgemäß und das Finanzamt schätzte die Umsätze 
nach der vom Bundesfinanzministerium veröffentlichten Richtsatz-
sammlung. Dabei ging es von einem Rohgewinnaufschlag (RGA) auf 
den Wareneinsatz von 210 % aus, während der Gastwirt in seiner 
Gewinnermittlung nur einen RGA von 160 % ausgewiesen hatte. 
Dies führte zu einer Hinzuschätzung des Umsatzes und Gewinns 
von 50.000 €. Der Bundesfinanzhof erkannte die Schätzung des 
Finanzamts als rechtmäßig an, weil der Gastwirt auch nicht darlegen 
konnte, dass sein betriebsindividueller RGA niedriger als 210 % war. 

➔  Einkommensteuer……………………………………………
Unverzinsliche Darlehen
Zinssatz für Abzinsung

➔ Verfahrensrecht………………………………………………

Registrierkasse fehlerhaft
Richtsatzschätzung rechtmäßig
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➔  Verfahrensrecht ……………………………………………

➔  Personalwesen ………………………………………………………………………

1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteu-
eranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 
10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 
Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto 
des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen 
eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszah-
lern für das abgelaufene Kalendervierteljahr, bei 
Jahreszahlern für das abgelaufene Kalenderjahr.

4	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristver-
längerung für den vorletzten Monat, bei Viertel-
jahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

5	 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 
am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Mo-
nats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 

empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabeter-
min für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei 
Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 27.01.2020, 
0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbe-
sondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

2020
monatlich

e

2019
jährlich

e

West

Ost

Neue Beitragsbemessungsgrenzen ab 1. Januar 2020

Krankenversicherung	 4.687,50	 4.537,50	 56.250,00	 54.450,00

Pflegeversicherung	 4.687,50	 4.537,50	 56.250,00	 54.450,00

Rentenversicherung	 6.900,00	 6.700,50	 82.800,00	 80.400,00

Arbeitslosenversicherung	 6.900,00	 6.700,50	 82.800,00	 80.400,00

				  

Krankenversicherung	 4.687,50	 4.537,50	 56.250,00	 54.450,00

Pflegeversicherung	 4.687,50	 4.537,50	 56.250,00	 54.450,00

Rentenversicherung	 6.450,00	 6.150,00	 77.400,00	 73.800,00

Arbeitslosenversicherung	 6.450,00	 6.150,00	 77.400,00	 73.800,00

Ab 1. Januar 2020 gelten voraussichtlich folgende Werte in der Sozialversicherung:

2019
monatlich

e

2020
jährlich

e

2020

Das ändertsich

Die für die Beurteilung der Krankenversicherungspflicht geltenden Jahresarbeitsentgeltgrenzen 
betragen für die bei einer gesetzlichen Krankenkasse versicherten Arbeitnehmer 62.550,00 €. 
Für die bereits am 31. Dezember 2002 in der Privaten Krankenversicherung versicherten Be-
schäftigten beträgt die Grenze 56.250,00 €.

West

Ost

Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen können nach 
dem 31. Dezember 2019 vernichtet werden:
n	Aufzeichnungen aus 2009 und früher,
n	Inventare, die bis zum 31. Dezember 2009 aufgestellt worden 

sind,
n	Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahr 2009 oder 

früher erfolgt ist,
n	Jahresabschlüsse, Lageberichte und Eröffnungsbilan-

zen, die 2009 oder früher aufgestellt worden sind,
n	Buchungsbelege aus dem Jahr 2009 oder früher,
n	empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und Ko-

pien der abgesandten Handels- oder Geschäftsbriefe, 
die 2013 oder früher empfangen bzw. abgesandt wurden,

n	sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterlagen 
aus dem Jahr 2013 oder früher.

Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen zu beachten. 
Es wird davon ausgegangen, dass die letzten Aufzeichnungen 
für das jeweilige Jahr im Folgejahr erfolgten. Wurden sie später 
vorgenommen, sind die Unterlagen entsprechend länger aufzu-
bewahren. Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn sie 
von Bedeutung sind

n	für eine begonnene Außenprüfung,
n	für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen,
n	für ein schwebendes oder aufgrund einer Außenprüfung zu 

erwartendes Rechtsbehelfsverfahren oder zur Begründung der 
Anträge an das Finanzamt und 

n	bei vorläufigen Steuerfestsetzungen.
Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch erstellten Daten 
für zehn Jahre vorgehalten werden müssen.
Natürliche Personen, deren Summe der positiven Einkünfte aus 
Überschusseinkünften (aus nichtselbständiger Arbeit, Kapitalvermö-
gen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte) mehr 
als 500.000 € im Kalenderjahr 2019 betragen hat, müssen die im 
Zusammenhang stehenden Aufzeichnungen und Unterlagen sechs 
Jahre aufbewahren. Bei Zusammenveranlagung sind die Feststellun-
gen für jeden Ehegatten gesondert maßgebend. Die Verpflichtung 
entfällt erst mit Ablauf des fünften aufeinanderfolgenden Kalen-
derjahrs, in dem die Voraussetzungen nicht erfüllt sind.

Archiv aufräumen
Folgende Unterlagen können im Jahr 2020 vernichtet werden


